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Ausgangslage 

Mit Schreiben vom 20. Juni 2024 lädt die Finanzdirektion des Kantons Zürich die Gemeinden 

zur Vernehmlassung betreffend der Totalrevision des Staatsbeitragsgesetzes ein. Die Er-

mächtigung dafür erfolgte mit Regierungsratsbeschluss vom 12.  Juni 2024. 

 

Der Anlass für die Totalrevision des Staatsbeitragsgesetzes vom 1. April 1990 sind die prak-

tischen Erfahrungen im Zusammenhang mit dem Vollzug des Covid-19-Härtefallpgrogramms 

des Kantons Zürich (nachfolgend «HFP»). Im Vollzug und in den nachfolgenden Rechtsver-

fahren erwies sich das StBG (Staatsbeitragsgesetz) als wenig praxistauglich und nicht mehr 

zeitgemäss, woraus sich Schwierigkeiten, insbesondere bei der Nach- und Missbrauchskon-

trolle, ergaben. Dabei zeigte sich deutlich der Handlungsbedarf hinsichtlich präziserer Best-

immungen und ausführlicherer Auslegungshilfen sowie hinsichtlich der rechtlichen Absiche-

rung von Massenverfahren. 

 

Erwägungen 

Die vorliegende Revision nimmt bisherige Erfahrungen, insbesondere aus dem Vollzug des 

HFP, auf und schafft somit einen Mehrwert für die Abwicklung künftiger Staatsbeitragsver-

gaben. Nicht verändert werden die Systematik des Staatsbeitragswesens im Kanton Zürich 

sowie die Zuständigkeitsordnung zwischen Kantons- und Regierungsrat. An den materiellen 

Bestimmungen in den Spezialgesetzen werden keine Anpassungen vorgenommen. Alle bis-

herigen Staatsbeiträge werden deshalb auch inskünftig unverändert ausgerichtet werden 

können. Die Definition «Gebundenheit» von Staatsbeiträgen bleibt inhaltlich gleich. 

 

Folgende Stossrichtungen werden im Rahmen dieser Revision verfolgt: 

– Tauglichkeit für Massenverfahren: Das revidierte StBG regelt allfällige künftige Massen-

verfahren, insbesondere durch die rechtliche Verankerung der Selbstdeklaration; 

– Verbesserung der nachträglichen Rückforderung: Die Rückforderung von Staatsbeiträgen, 

insbesondere bei nachträglicher Fehlerhaftigkeit einer Verfügung, wird ermöglicht, 

wodurch nachträgliche Überprüfungen der Beitragsentscheide abgesichert werden. 
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– Verstärkte Auskunftspflichten und Missbrauchskontrollen: Das revidierte StBG präzisiert 

die Auskunfts- und Informationspflichten der Gesuchstellenden, womit die Missbrauchs-

kontrolle, insbesondere bei Akontozahlungen von Staatsbeiträgen, gestärkt wird. 

– Trennung des Ausgaben- und des Staatsbeitragsrechts: Das Ausgabenrecht bzw. die De-

finition der Gebundenheit eines Staatsbeitrags wird sach- und themenkonform im Gesetz 

über Controlling und Rechnungslegung vom 9. Januar 2006 (CRG, LS 611) zusammenge-

führt. 

– Abschaffung der «Beitragsberechtigung»: Durch die Abschaffung der «Beitragsberechti-

gung» im StBG als «lex generalis» soll die Traktandenliste des Regierungsrats entlastet 

werden. Die Überprüfung der Beitragsvoraussetzungen soll individuell-konkret im «Ent-

scheid» erfolgen. 

 

Da für die Gemeinden keine Änderungen in der Höhe und Art der Staatsbeiträge erfolgen, 

steht der Änderung des Staatsbeitragsgesetzes nichts im Wege. 

 

GPV 

In seiner Vernehmlassungsantwort begrüsst der Verband der Gemeindepräsidien des Kan-

tons Zürich (GPV ZH) die Totalrevision und hält fest, dass die Gemeinden vom StGB nicht 

direkt betroffen sind und die Auswirkungen der vorliegenden Totalrevision somit ausgespro-

chen gering sind.  

 

Aus Sicht der Gemeinde Fällanden besteht kein Bedarf für weitere spezifische Anmerkun-

gen. Sie schliesst sich der Stellungnahme des GPV ZH vom 29. August 2024 an. 

 

Beschluss 

 

1. Die Stellungnahme zur Totalrevision des Staatsbeitragsgesetz erfolgt im Sinne der Er-

wägungen. 

 

Mitteilung durch Protokollauszug 

– Akten (elektronisch ohne Unterschrift im CMI-Geschäft) 

 

Mitteilung per E-Mail 

– Abteilungsleitung Finanzen 

– Kanton Zürich, Finanzdirektion, David Stähelin 

 

 

Für richtigen Protokollauszug:  

 

Leta Bezzola Moser, Protokollführerin 
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Versand: 12. September 2024 


